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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Die wirtschaftliche, soziale, berufliche und gesellschaftliche Eingliederung der Aussiedler 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Freiherr von Fircks, Dr. Czaja, Frau Jacobi (Marl), 
Storm, Hein (Salzgitter-Lebenstedt), Rock, Dr. Becher (Pullach), Dr. Gruhl und der Fraktion 
der CDU/CSU 


Die Kleine Anfrage beantworte ich im Einverneh- 
men mit dem Auswärtigen Amt, den Bundesmini- 
sterien für Arbeit und Sozialordnung, für Bildung 
und Wissenschaft, für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten, der Finanzen, für Jugend, Familie und 
Gesundheit, für Städtebau und Wohnungswesen und 
für Wirtschaft wie folgt: 


Der 5. Deutsche Bundestag hat am 2. Juli 1969 ein- 
stimmig die Bundesregierung ersucht, bei inter- 
nationalen Verhandlungen und Gesprächen für die 
Verwirklichung der Menschenrechte auch für die 
Deutschen einzutreten, die in den Vertreibungs- 
gebieten wohnen, damit der auf ihnen lastende 
Druck, die Heimat zu verlassen, beseitigt werde. 
Die Bundesregierung wurde aufgefordert, sich für 
das international anerkannte Recht der Freizügig- 
keit im gleichen Zusammenhang insbesondere auch 
bei der Familienzusammenführung einzusetzen, 
eine Darstellung der gegenwärtigen Situation der 
Deutschen in den Vertreibungsgebieten und bei 
der Aufnahme in die Bundesrepublik Deutschland 
vorzulegen sowie einen ständigen Beirat für Fra- 
gen der Aussiedler von sachkundigen Personen 
beim zuständigen Ministerium zu bilden. 

Nach Angaben des Deutschen Roten Kreuzes soll 
die Zahl der Aussiedler aus den Vertreibungsge- 
bieten in den nächsten Wochen und Monaten er- 
heblich zunehmen. Bei der sozialen und wirtschaft- 
lichen Eingliederung dieser Deutschen ergeben sich 
vor allem Schwierigkeiten in bezug auf die Bewer- 
tung der schulischen und beruflichen Ausbildung, 
ferner bei der wohnungsmäßigen Unterbringung, 
bei der Unterbringung im erlernten Beruf sowie 
bei der Einfügung in die Gesellschaft, 

Durch Kriegs- und Nachkriegsereignisse sowie 
durch die menschenrechtswidrige Behandlung der 
Deutschen in den Vertreibungsgebieten und durch 
die Obhutspflicht der Bundesrepublik Deutschland 
gegenüber diesen Menschen bedingt, erwachsen 


zentrale Aufgaben. Diesen Deutschen stehen alle 
Grundrechte zu, die das Grundgesetz gewährleistet. 
Bund und Länder sind verpflichtet, alle Vorkeh- 
rungen zur Lösung der sich daraus ergebenden 
humanitären Aufgaben zu treffen. 

Die Durchsetzung und Verwirklichung der Men- 
schenrechte für alle Deutschen ist ein ständiges An- 
liegen der Bundesregierung. In diesem Sinne hat 
sich die Bundesregierung auch bei den Verhand- 
lungen mit Polen für das Recht auf Freizügigkeit der 
im polnischen Bereich lebenden Deutschen, insbe- 
sondere auf dem Gebiet der Familienzusammen- 
führung, eingesetzt. 


1. Beabsichtigt die Bundesregierung, der vom 
5. Deutschen Bundestag in Drucksache V/4483 
einstimmig gegebenen Empfehlung zu ent- 
sprechen, einen Beirat aus sachkundigen Ver- 
tretern der Bundesregierung, der Länder, der 
Landsmannschaften, des Deutschen Roten Kreu- 
zes, der Fraktionen des Deutschen Bundestages 
beim zuständigen Bundesministerium zu 
bilden? 

Die Bundesregierung beabsichtigt, der Empfehlung 
des 5. Deutschen Bundestages - Drucksache V/4483 - 
die mit dem Beschlußantrag - Drucksache VI/1619 - 
ergänzt wurde, in modifizierter Form Rechnung zu 
tragen. Sie vertritt die Auffassung, daß die Behand- 
lung gleicher Tatbestände durch den nach den 
§§ 22 ff. BVFG bestellten Beirat für Vertriebenen- 
und Flüchtlingsfragen und einen neuen ständigen 
Beirat für Fragen der Aussiedler und der Familien- 
zusammenführung nicht zweckmäßig und der Sache 
wenig förderlich ist. 
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Besondere Probleme in diesem Bereich sollen viel- 
mehr in einem Arbeitsausschuß erörtert werden, der 
sich aus sachverständigen Mitgliedern des bereits 
bestehenden Ausschusses, Mitgliedern des Deut- 
schen Bundestages und Vertretern der Landesflücht- 
lingsverwaltungen zusammensetzen soll. 

Dieser Arbeitsausschuß wird zu seiner konstituieren- 
den Sitzung eingeladen werden, sobald die von 
einem Sonderausschuß der Arbeitsgemeinschaft der 
Landesflüchtlingsverwaltungen vor Monaten einge- 
leitete Untersuchung über Fragen der gesellschaft- 
lichen, sozialen, beruflichen und schulischen Ein- 
gliederung der Aussiedler abgeschlossen und eine 
weitere von mir in Auftrag gegebene Untersuchung 
über die Lage der Deutschen und deutschen Volks- 
zugehörigen in den Vertreibungsgebieten ausge- 
wertet sind. 


2. Welche Maßnahmen wurden getroffen, um an- 
gesichts der absinkenden Ergebnisse des Öffent- 
lich geförderten Wohnungsbaus und der stei- 
genden Baukosten die Aussiedler in Wohnun- 
gen zumutbar unterzubringen, ohne dabei die 
Mobilität - Erreichbarkeit angemessener Ar- 
beitsplätze - zu behindern? 

Zunächst bedarf der Hinweis auf absinkende Ergeb- 
nisse des öffentlich geförderten Wohnungsbaues 
einer Richstigstellung. 

Es trifft zwar zu, daß die Zahl der im öffentlich ge- 
förderten sozialen Wohnungsbau geförderten Woh- 
nungen von 1960 bis 1966 stark abgesunken ist (von 
327 000 Wohnungen im Jahre 1960 auf 152 000 Woh- 
nungen im Jahre 1966). Die rückläufige Entwicklung 
des sozialen Wohnungsbaues konnte jedoch in den 
folgenden Jahren aufgehalten werden. In den Jahren 
1967 und 1968 wurden dank der beiden Konjunktur- 
programme (einschließlich des zweiten Förderungs- 
weges) sogar wieder jährlich 200 000 Wohnungen 
gefördert. Im Jahre 1970 konnte der zeitweise kon- 
junkturpolitisch bedingte Rückgang der Bewilligun- 
gen im letzten Vierteljahr wieder aufgeholt werden. 
Das Förderungsergebnis des Vorjahres konnte da- 
durch wieder erreicht werden. Ab 1971 wird sich aus 
dem langfristigen Wohnungsbauprogramm eine Ver- 
stärkung des sozialen Wohnungsbaues ergeben. Un- 
abhängig davon, daß im Rahmen des langfristigen 
Wohnungsbauprogramms des Bundes ab 1971 

— die Mittel nach § 19a des II. WoBauG auf 180 
Millionen DM aufgestockt werden und dieser 
Betrag in voller Höhe als Darlehen gewährt wird, 

— in einem Intensivprogramm 250 Millionen DM 
neu eingestellt werden, 

— erhebliche Mittel für ein Regionalprogramm 
sowie 

— für ein Instandsetzungs- und Modernisierungs- 
programm vorgesehen sind, 

hat der Bund in dem Bestreben, die Aussiedler mög- 
lichst bald mit angemessenem Wohnraum zu ver- 


sorgen, den Ländern einen Vorschlag für die Finan- 
zierung des Wohnungsbaues für Aussiedler und 
Flüchtlinge unterbreitet. 

Danach ist der Bund bereit, in den Haushaltsjahren 
1972 bis 1976 den Bau von 20 000 Wohnungen je 
Jahr für 60 000 Personen in der Weise zu fördern, 
daß er die Hälfte der Aufwendungen trägt, die die 
Länder an Darlehen und Zuschüssen zur Finanzie- 
rung dieser Wohnungen einsetzen. Ergeben sich für 
ein Jahr mehr als 60 000 zu berücksichtigende Per- 
sonen und somit ein größerer Bedarf als 20 000 
Wohnungen, wird der Bund in entsprechendem Um- 
fange zusätzliche Mittel zur Verfügung stellen. 

Die Verhandlungen mit den Ländern sind noch nicht 
abgeschlossen. 


3. Werden die Beiträge des Bundes zur Finanzie- 
rung des Wohnungsbaus für Aussiedler immer 
noch erst in dem auf ihre Ankunft in der Bun- 
desrepublik Deutschland folgenden Jahr den 
Ländern zugewiesen? 

Die Beiträge des Bundes zur Finanzierung des Woh- 
nungsbaues für Aussiedler und Flüchtlinge wurden 
den Ländern bisher grundsätzlich in dem auf ihre 
Ankunft in der Bundesrepublik Deutschland folgen- 
den Jahr bereitgestellt, weil sich die Höhe der Be- 
teiligung des Bundes nach der Zahl der zu berück- 
sichtigenden Personen richtete. Die Zahl der berück- 
sichtigungsfähigen Personen stand aber erst nach 
Ablauf des Ankunftsjahres fest. 

Diese Berechnungsgrundlage für die Beteiligung des 
Bundes an der Finanzierung des Aussiedlerwoh- 
nungsbaues soll aufgegeben werden. 

Um darüber hinaus die Länder in die Lage zu ver- 
setzen, möglichst bald Mittel für die Wohnungen zu 
bewilligen, die für die in verstärktem Maße im 
Jahre 1971 in die Bundesrepublik Deutschland kom- 
menden Aussiedler benötigt werden, ist der Bund 
bereit, seine Mittel schon in diesem Jahre zur Ver- 
fügung zu stellen. Voraussetzung hierfür ist aller- 
dings, daß die Länder mindestens Mittel in gleicher 
Höhe einsetzen. 

Diese Bereitschaft des Bundes ist den Ländern be- 
kannt. Sie haben diesem Verfahren für das Jahr 
1971 zugestimmt. 


4. Reichen die vom Bund bereitgestellten öffent- 
lichen Darlehen und Zuschüsse für die woh- 
nungsmäßige Unterbringung je Aussiedler zum 
Bau von Wohnungen im Rahmen der Mietober- 
grenzen und zu erschwinglichen Mieten für 
die Aussiedler heute noch aus, und wie ist 
sichergestellt, daß die Länder tatsächlich die 
Aufstockung der Bundesmittel vornehmen? 

Nach den Vorstellungen des Bundes sollen sich 
Bund und Länder je zur Hälfte an den Aufwendun- 
gen beteiligen, die die Länder zur Finanzierung der 
Wohnungen für Aussiedler und Flüchtlinge in Form 
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von Darlehen und Zuschüssen einsetzen. Diese Woh- 
nungen werden nach den Vorschriften des öffentlich 
geförderten sozialen Wohnungsbaues finanziert. Das 
bedeutet, daß sich die Mieten im Rahmen der Miet- 
obergrenzen halten. Soweit eine Miete im Einzelfall 
nicht tragbar sein sollte, wird dem Mieter ein Miet- 
zuschuß gewährt, der unter Berücksichtigung eines 
besonderen Freibetrages bei der Einkommensermitt- 
lung errechnet wird. 


5. Gibt es eine wirksame Kontrolle, die sicher- 
stellt, daß die zugunsten der Unterbringung 
von Aussiedlern bereitgestellten und der allge- 
meinen Wohnungsbauförderung zufließenden 
Mittel tatsächlich voll zur raschen wohnungs- 
mäßigen Unterbringung von Aussiedlern Ver- 
wendung finden? 

Ja, wie schon seit Jahren. 


6. Gibt es eine Übersicht über die Bildungswege 
der Aussiedler sowie der weiterführenden 
Schulen, Qualifikationen und beruflichen Lauf- 
bahnen in den wichtigsten Herkunftsländern? 

Ja, es gibt eine Übersicht über die Bildungswege 
und Qualifikation der Bildungsgänge in den wich- 
tigsten Herkunftsländern der Aussiedler. Diese 
Übersicht ist erstellt und wird auf den jeweils neue- 
sten Stand gebracht vom Pädagogischen Zentrum in 
Berlin, einer nicht rechtsfähigen Anstalt des öffent- 
lichen Rechts, die der Aufsicht des Berliner Senators 
für Schulwesen untersteht. 


7. Gibt es eine zwischen allen zuständigen Behör- 
den vereinbarte gemeinsame Bewertung und 
Wertung jener Qualifikationen, die die Aus- 
siedler in den Schulen und in der Berufsausbil- 
dung ihrer Heimat erworben haben, und wird 
sich die Bundesregierung in Zusammenarbeit 
mit den Ländern und mit der Kultusminister- 
konferenz um die Ausarbeitung einer Empfeh- 
lung von Bewertungsrichtlinien für schulische 
Zeugnisse und berufliche Qualifikationen der 
Aussiedler bemühen, die in der ganzen Bun- 
desrepublik Deutschland gültig sind? 

Eine zwischen allen zuständigen Behörden verein- 
barte gemeinsame Bewertung und Wertung schuli- 
scher Qualifikationen aus den Herkunftsländern der 
Aussiedler gibt es nicht. Die Bundesregierung ist der 
Auffassung, daß in einzelnen Zweifelsfällen ohne 
nennenswerte zeitliche Verzögerung ggf. nach Be- 
fragen des in der Antwort zu Frage 6 genannten 
Pädagogischen Zentrums in Berlin über die Bewer- 
tung schulischer Zeugnisse und Qualifikationen ent- 
schieden werden kann. 


bildungsförderungsgesetzes) auch zugunsten 
der Aussiedler wahrnehmen, und wird das 
Bundeswirtschaftsministerium in Zusammen- 
arbeit mit dem Bundesarbeitsministerium und 
der Bundesanstalt für Arbeit die Bemühungen 
zur Eingliederung von Personen mit von den 
deutschen Laufbahnvorschriften unterschied- 
lichen Qualifikationen intensiver als bisher 
unterstützen? 

1. Die selbständige Berufsausübung im Handwerk 
ist abhängig von der Eintragung in die Hand- 
werksrolle. Soweit ein Aussiedler vor seiner 
Aussiedlung eine der deutschen Meisterprüfung 
gleichwertige Prüfung bestanden hat, ist er nach 
§ 7 Abs. 7 Handwerksordnung in die Handwerks- 
rolle einzutragen. Er ist damit also einem Hand- 
werker mit einer in der Bundesrepublik Deutsch- 
land bestandenen Meisterprüfung gleichgestellt. 
Der Erlaß einer Rechts Verordnung bezüglich die- 
ses Personenkreises ist nicht erforderlich, da 
durch § 7 Abs. 7 Handwerksordnung unmittelbar 
die Handwerkskammern zur Eintragung in die 
Handwerksrolle verpflichtet sind. Das Bundes- 
wirtschaftsministerium hat sich bei den zustän- 
digen Länderbehörden sowie den Selbstverwal- 
tungsorganen des Handwerks dafür eingesetzt, 
daß § 7 Abs. 7 Handwerksordnung nach einheit- 
lichen Maßstäben großzügig und sachgerecht an- 
gewandt wird. Damit sind für diesen Bereich die 
rechtlichen und verwaltungsmäßigen Vorausset- 
zungen für die berufliche Eingliederung der Aus- 
siedler gegeben. 

2. Für die Berufsausübung als Facharbeiter oder 
Geselle in der gewerblichen Wirtschaft ist nach 
dem geltenden Recht (§§ 40 Abs. 2 Handwerks- 
ordnung, § 43 Abs. 2 Berufsbildungsgesetz) der 
Bundesminister für Wirtschaft im Einvernehmen 
mit dem Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung ermächtigt, durch Rechts Verordnung 
außerhalb des Geltungsbereiches des Berufsbil- 
dungsgesetzes und der Handwerksordnung er- 
worbene Prüfungszeugnisse den deutschen Ab- 
schlußprüfungen gleichzustellen. Er hat bisher 
von dieser Verordnungsermächtigung noch kei- 
nen Gebrauch gemacht, weil ein Bedarf für eine 
Gleichstellung solcher Prüfungszeugnisse nicht 
erkennbar war. Bisher sind bei der wirtschaft- 
lichen Eingliederung von Personen, die derartige 
Prüfungen ablegten, keine Schwierigkeiten be- 
kannt geworden, die mit einer solchen Rechts- 
verordnung hätten überbrückt werden können; 
dies gilt insbesondere auch für Aussiedler. 

Für die Zukunft würde die von der Bundesregie- 
rung dem Bundestag am 19. Januar 1971 vorge- 
legte Änderung des § 92 Bundesvertriebenen- 
gesetz (Drucksache Vl/1720) den Aussiedlern eine 
verbesserte Rechtsposition bringen: Die Zeug- 
nisse der Aus^iedler müßten anerkannt werden, 
wenn sie den entsprechenden deutschen Zeug- 
nissen gleichwertig sind. 


8. Werden die zuständigen Bundesministerien 
ihre Befugnisse zum Erlaß einer Rechtsverord- 
nung zwecks einheitlicher Qualifikation im 
Bereich der gewerblichen Wirtschaft (§ 40 
Abs. 2 der Handwerksordnung im Zusammen- 
hang mit § 7 Abs. 7 und § 43 Abs. 2 des Aus- 


Auch hier würde sich die Bundesregierung bei 
den zuständigen Länderbehörden und den Selbst- 
verwaltungsorganen der Wirtschaft für eine ein- 
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heitlich großzügige und sachgerechte Anwen- 
dung einsetzen. 

Einer Rechtsverordnung der Bundesregierung 
nach § 40 Abs. 2 Handwerksordnung, § 43 Abs. 2 
Berufsbildungsgesetz, für welche umfangreiche 
Vorarbeiten und Erkundigungen im In- und Aus- 
land bezüglich der Gleichwertigkeit erforderlich 
wären, bedürfte es dann für die Aussiedler nicht 
mehr. 

Im übrigen wird die Bundesanstalt für Arbeit die 
Aussiedler eingehend beraten (Berufsberatung und 
Förderungsberatung) und in allen geeigneten Fällen 
im Rahmen des Arbeitsförderungsgesetzes ihre Teil- 
nahme an Lehrgängen fördern, die entweder das 
Nachholen einer fehlenden beruflichen Abschluß- 
prüfung zum Ziele haben oder deren Besuch erfor- 
derlich ist, um einen außerhalb des Geltungsbereichs 
des Arbeitsförderungsgesetzes erworbenen beruf- 
lichen Abschluß zu ergänzen. Darüber hinaus stehen 
auch alle anderen Maßnahmen der Arbeits- und 
Berufsbildungsförderung nach dem AFG zur Ver- 
fügung, um die berufliche Eingliederung der Aus- 
siedler zu erleichtern. Bei Ausschöpfung aller die- 
ser Förderungshilfen wird auch in Anbetracht des 
großen Nachfragebedarfs der Wirtschaft eine ange- 
messene berufliche Eingliederung der Aussiedler 
sichergestellt sein. 


9. Genügt die Zahl der Kurse der Arbeitsver- 
waltungen für Umschulung und ergänzende 
Ausbildung dieses Personenkreises, und stehen 
für diese Kurse genügend Lehrpersonen mit 
entsprechenden Sprachkenntnissen zur Ver- 
fügung? 

Die zur Zeit angebotenen beruflichen Bildungsmaß- 
nahmen dürften im allgemeinen ausreichen, um die 
durch das Eintreffen der Aussiedler hervorgerufe- 
nen zusätzlichen Berufsbildungsbedürfnisse zu be- 
friedigen. Die Dienststellen der Bundesanstalt sind 
angewiesen, insbesondere Kontakte mit den nach 
dem Berufsbildungsgesetz zuständigen Stellen zu 
halten. In diesem Rahmen können ad hoc notwendig 
werdende Lehrgänge geplant und von den entspre- 
chenden Trägern, ggf. auch von der Bundesanstalt 
selbst, durchgeführt werden. 

Der Präsident der Bundesanstalt hat bereits fest- 
stellen lassen, welche Bediensteten der Bundesan- 
stalt polnische Sprachkenntnisse besitzen, um sie 
erforderlichenfalls zu den Beratungsgesprächen hin- 
zuzuziehen; daneben können im Bedarfsfälle geeig- 
nete Dolmetscher herangezogen werden. 

Da bei einem Teil der Aussiedler davon auszugehen 
ist, daß die Teilnahme an beruflichen Bildungsmaß- 
nahmen oder die Ausübung des Berufes nur möglich 
ist, wenn deutsche Sprachkenntnisse verbessert oder 
zusätzlich erworben werden, sind die Dienststellen 
der Bundesanstalt angewiesen, den Besuch entspre- 
chender Lehrgänge entweder in spezifische, beruf- 
liche Bildungsmaßnahmen einzubauen oder aber 
auch berufliche Bildungsmaßnahmen in der Form 


von Sprachunterricht zu fördern. Weiter wurde zu- 
gelassen, den Besuch zweier parallel laufender be- 
ruflicher Bildungsmaßnahmen, von denen eine auf 
den Erwerb von Sprachkenntnissen ausgerichtet ist, 
zu fördern. 


10. Sind die Fördersdiulen und Förderklassen für 
Kinder von Aussiedlern und Jugendlichen in 
genügender Zahl vorhanden, und reicht die 
Zahl der darin tätigen Lehrpersonen; und ist 
die staatliche Unterstützung der Förderklassen 
und die Besoldung der Lehrpersonen mit staat- 
licher Hilfe auch dort ausreichend, wo diese 
Schulen und Klassen im Bereich des priyaten 
Schulwesens betrieben werden, ausreichend? 

Die Kapazität der in den Bundesländern unterhal- 
tenen Förderschulen (in Internatsform), der Förder- 
klassen in Grund- und Hauptschulen sowie der offe- 
nen Förderklassen reicht zur Zeit aus. In Erwartung 
einer verstärkten Aussiedlung aus dem polnischen 
Bereich bereiten die Länder eine Erweiterung der 
Kapazität der Förderschulplätze vor. Schwierigkei- 
ten in diesem Bereich, auch hinsichtlich des benötig- 
ten Lehrpersonals, werden nicht befürchtet. 

Die Länder gewähren Zuschüsse zu den Kosten der 
Unterhaltung von Förderschulen. Das Lehrpersonal 
wird allgemein von den Kultusverwaltungen der 
Länder zur Verfügung gestellt und besoldet. 


11. Ist gewährleistet, daß Jugendliche mit fortge- 
schrittener, aber unterbrochener Schul- und 
Hochschulausbildung und mit Zeugnissen aus 
dem höheren Hochschulwesen ihre schulische 
Ausbildung ohne übermäßigen Zeitverlust mit 
Hilfe staatlicher Ergänzungskurse fortsetzen 
können? 

Dieses Personenkreises nimmt sich hauptsächlich die 
Otto-Benecke-Stiftung (früheres Sozialamt des Deut- 
schen Bundesstudentenringes) an, die aus Mitteln 
des Bundesministers für Jugend, Familie und Ge- 
sundheit finanziert wird. Abiturienten, Studenten 
und Absolventen von Hochschulen werden unmittel- 
bar nach ihrem Eintreffen in der Bundesrepublik in 
die Förderungsmaßnahmen der Stiftung einbezogen. 
Diese bestehen aus einem Einführungskursus in 
Korfdorf bei Gießen, soweit erforderlich der Vermitt- 
lung von Sprachkursen an Goethe-Instituten und an- 
deren Einrichtungen, der Vermittlung von Plätzen 
an Vorstudienkursen und Sonderlehrgängen zur Er- 
langung der Hochschulreife und der Vermittlung 
von Studienplätzen an Universitäten und Hoch- 
schulen. 

Für Absolventen weiterführender Schulen stehen 
die Förderschuleinrichtungen in offener oder Inter- 
natsform zur Verfügung. 


12. Trifft es zu, daß angesichts der hohen Kosten 
bei der Existenzgründung und der Deckung 
des Nachholbedarfs die Eltern von Schülern 
und Jugendlichen in Fördersdiulen und FÖrder- 
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klassen Kosten der internatsmäßigen Unter- 
bringung aus eigenen Mitteln auch dann nicht 
tragen können, wenn die Einnahmen über dem 
Richtsatz der Sozialhilfe liegen, weil sie sonst 
die berufliche Ausbildung ihrer Kinder ab- 
brechen mit der Folge, daß sie in eine Abwehr- 
stellung gegen unsere Gesellschaftsordnung 
geraten? 

Die Förderung des Förderschulbesuchs fällt im we- 
sentlichen nicht unter das Bundessozialhilfegesetz 
(BSHG), da die Förderschulen zum größten Teil 
Volkschulen sind, für deren Besuch nach § 31 BSHG 
Ausbildungsbeihilfen nicht gewährt werden. 

Es können jedoch Eingliederungsbeihilfen aus Mit- 
teln des Bundesjugendplans (Garantiefonds) gege- 
ben werden. In diesen Fällen werden bei der Be- 
rechnung des anrechnungsfreien Einkommens die 
erhöhten Aufwendungen, die sich durch die Einglie-' 
derung der Familie des Beihilfeempfängers ergeben, 
berücksichtigt Nach Nr. 10 Abs. 3 der Richtlinien 
gelten in den ersten drei Jahren nach Zuwanderung 
für Spätaussiedler erhöhte Freigrenzen. Durch Son- 
dererlaß wurden ferner u. a. auch für den Besuch 
von Förderschulen besonders günstige spezielle 
Freigrenzen festgelegt. Außerdem wird das über die 
Freigrenzen hinausgehende Einkommen nur zur 
Hälfte berechnet. Schließlich werden außergewöhn- 
liche Belastungen durch weitere angemessene Er- 
höhung der Freigrenzen berücksichtigt. Als außer- 
gewöhnliche Belastung werden insbesondere die 
Kosten angesehen, die durch berufliche und gesell- 
schaftliche Eingliederung der Jugendlichen und ihrer 
Unterhaltspflichtigen entstehen. Es trifft daher nicht 
zu, daß die Eltern von Förderschülern die unter 
Umständen verbleibenden geringen anzurechnenden 
Beträge nicht aufbringen können und die berufliche 
Ausbildung daher abgebrochen werden müßte. 

Auf dem von der Bundesregierung beschrittenen 
Weg wird eine ungerechtfertigte Belastung derjeni- 
gen vermieden, denen eine Eigenbeteiligung ohne 
erhebliche Schwierigkeiten zugemutet werden kann. 
Durch großzügig bemessene Freibeträge beabsichtigt 
die Bundesregierung, auch weiterhin den besonde- 
ren Eingliederungsbedürfnissen der spätausgesie- 
delten Jugendlichen und ihrer Familien Rechnung 
zu tragen. Härtefälle werden somit vermieden. 


13. Beabsichtigt die Bundesregierung Ziffer XXII 
des Bundes jugendplanes dahin gehend zu er- 
weitern, daß Aussiedler von Internats- und 
Umschulungskosten befreit werden? 

Durch die Festsetzung der günstigen Freigrenzen 
wird im Ergebnis eine Freistellung der Unterhalts- 
pflichtigen in den weitaus meisten Fällen erreicht. 
In den verbleibenden wenigen Fällen ist eine völlige 
Freistellung nicht begründbar. Die Bundesregierung 
beabsichtigt daher nicht, die Aussiedler pauschal 
von den Internats- und auch von den Umschulungs- 
kosten zu befreien. 


14. Gibt es genügend Einrichtungen für die beson- 
deren Umschulungsformen bereits berufstätig 
gewesener Aussiedler und für die Erwachse- 
nenbildung dieses Personenkreises sowie aus- 
reichende finanzielle Hilfen für den Verdienst- 
ausfall? 

Das Bildungsangebot für berufliche Fortbildung und 
Umschulung dürfte im allgemeinen ebenfalls aus- 
reichen, um die entsprechenden Maßnahmen für be- 
reits berufstätig gewesene Aüssiedler treffen zu 
können. Soweit ein Träger seine Kapazitäten aus- 
weiten müßte, um einem schwerpunktmäßig auftre- 
tenden Berufsbildungsbedürfnis von Aussiedlern zu 
entsprechen, würde die Bundesanstalt für Arbeit im 
Rahmen der institutioneilen Förderung Hilfestellung 
geben können. 

Während der Teilnahme an einer Bildungsmaß- 
nahme erhalten die Aussiedler die finanziellen Hil- 
fen nach dem Arbeitsförderungsgesetz in uneinge- 
schränkter Höhe. Neben der Erstattung der durch 
die Teilnahme entstehenden Kosten wird ihnen ein 
Unterhaltsgeld, ggf. zuzüglich der Familienzu- 
schläge, zur Bestreitung des Lebensunterhalts ge- 
währt. Nach den bisherigen Erfahrungen bei der 
praktischen Anwendung des Arbeitsförderungsge- 
setzes hält die Bundesregierung die Höhe des Unter- 
haltsgeldes in aller Regel für ausreichend. 

Im übrigen kann die Zahl der zur Verfügung stehen- 
den Einrichtungen der Erwachsenenbildung als aus- 
reichend angesehen werden. Die in der Weiterbil- 
dung tätigen Organisationen bieten Veranstaltun- 
gen an, die der beruflichen und der gesellschaft- 
lichen Eingliederung der Aussiedler dienen. Von 
besonderer Bedeutung sind Lehrgänge in Heimvolks- 
hochschulen und Volkshochschulkurse zur Vermitt- 
lung von Kenntnissen über die politischen und wirt- 
schaftlichen Verhältnisse in der Bundesrepublik so- 
wie zur Verbesserung der deutschen Sprachkennt- 
nisse. 


15. Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, in Zusammenarbeit mit den Ländern, Kir- 
chen, Gewerkschaften, Berufsverbänden und 
Kommunen auf die schwierigen Fragen der ge- 
sellschaftlichen Eingliederung der Aussiedler, 
insbesondere der Jugendlichen, aufmerksam zu 
machen? 

Die Bundesregierung hält es nicht für erforderlich, 
auf die Schwierigkeiten der gesellschaftlichen Ein- 
gliederung der Aussiedler nachdrücklicher als bisher 
aufmerksam zu machen. 


16. Beabsichtigt die Bundesregierung, an staatlich 
geförderte Institutionen Forschungsaufträge zu 
geben, die die Feststellung der besonderen 
Härten und Schwierigkeiten der Eingliederung 
und ihre Ergebnisse zum Gegenstand haben? 

Die Arbeitsgemeinschaft der Landesflüchtlingsver- 
waltungen hat auf Empfehlung der Bundesregierung 
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einen Sonderausschuß gebildet, der alle mit der ge- 
sellschaftlichen, beruflichen und schulischen Einglie- 
derung der Aussiedler zusammenhängenden Fragen 
untersuchen und Vorschläge zur Lösung der an- 
stehenden Probleme unterbreiten soll. Nach Vorlage 
und Auswertung des Untersuchungsberichtes wird 
die Bundesregierung entscheiden, ob es notwendig 
ist, zusätzlich Forschungsaufträge an staatlich ge- 
förderte Institutionen zu erteilen. 


17. Wie hoch schätzt die Bundesregierung den Pro- 
zentsatz derjenigen Aussiedler, die Landwirte 
sind, und ist die Bundesregierung bereit, in Zu- 
sammenarbeit mit den Ländern die Siedlungs- 
mittel für die kommenden Jahre so aufzu- 
stocken, daß - ohne Einschränkung für die 
schon in der Bundesrepublik Deutschland woh- 
nenden Anwärter aus dem Kreis der Vertrie- 
benen und Flüchtlinge - die jetzt hinzukom- 


menden angemessen und unverzüglich berück- 
sichtigt werden können? 

Eine zuverlässige Schätzung des Prozentsatzes der- 
jenigen Aussiedler, die Landwirte sind, ist zur Zeit 
noch nicht möglich. Es wird jedoch bei allen Aus- 
siedlern schon im Grenzdurchgangslager oder in den 
Durchgangswohnheimen der Länder festgestellt wer- 
den, wer eine in der Landwirtschaft begründete Exi- 
stenz verloren hat. 

Die Bundesregierung wird sich darum bemühen, die 
aus der Landwirtschaft stammenden Aussiedler an- 
gemessen und unverzüglich einzugliedern. Sie wird 
sich auch dafür einsetzen, daß die Länder diese Ein- 
gliederung nicht nur praktisch durchführen, sondern 
sich wie bisher auch in Zukunft finanziell daran 
beteiligen. 

Genscher 
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